
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid: 
Elemente der unmittelbaren Demokratie 

Die Verfassung des Landes Baden-Württemberg beschreibt 
als ein Grundprinzip des republikanischen, demokratischen 
und sozialen Rechtsstaats das System der repräsentativen 
Demokratie. Es heißt da: ,,Die Staatsgewalt geht vom Volke 
aus. Sie wird vom Vo.lke in Wahlen und Abstimmungen und 
durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehen­
den Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt" (Art. 25 
Abs. 1). Und weiter: .,Die Gesetzgebung steht den gesetzge­
benden Organen zu" (Art. 25 Abs. 3 S. 1). Schließlich: ,,In den 
Gemeinden und Kreisen muß das Volk eine Vertretung 
haben, die aus allgemeinen, unmittelbaren, freien, gleichen 
und gehefmen Wahlen hervorgegangen ist" (Art. 72 Abs. 1 
s. 1). 

Eine Demokratie lebt vom aktiven Interesse der mündigen 
Bürger. Ihre Beteiligung braucht sich nicht auf die Teilnahme 
an Wahlen, und das auch noch in mehrjährigen Abständen, 
zu beschränken. Vielmehr besteht ein erhebliches staatspoli­
tisches Interesse an der aktiven, unmittelbaren Einbeziehung 
der Bürger in die Gestaltung der öffentlichen Dinge - auch 
und gerade im engeren Lebensbereich der Bürger, in der 
kommunalen Ebene. Die Gemeindeordnung für Baden-Würt­
temberg verwendet deshalb Formen der unmittelbaren 
Demokratie. § 21 eröffnet die Möglichkeit, Angelegenheiten, 
die für die Gemeinde von besonderer Bedeutung sind, durch 
die Bürger unmittelbar entscheiden zu lassen. Dabei handelt 
es sich nicht, wie manche irrtümlich meinen, um eine Art 
„Gegenregferung" zum Gemeinderat. Vielmehr geht.es um 
eine formal wie materiell genau geregelte, begrenzte Bürger­
beteiligung (vgl. Kasten Seite 6)- im Ausnahmefall, wie die 
langjährige Erfahrung zeigt. 

DIESTAOT 
WENDLINGEN AM NECl(AII, 

Jahrzehntelang war Baden-Württemberg das einzige Bun­
desland, in dem Bürgerbegehren und Bürgerentscheid 
gesetzlich geregelt waren. Seit 1990 gibt es diese Form der 
Bürgerbeteiligung auch in Schleswig-Holstein sowie in den 
neuen Bundesländern. 

Zu einer direkten Willensbildung der Bürger kann es dadurch 
kommen, daß der Gemeinderat eine wichtige Angelegenheit 
der Beschlußfassung durch die Bürger unterbreitet (Bürger­
entscheid) oder daß aus der Bürgerschaft in einer bestimm­
ten Angelegenheit die Durchführung eines Bürgerentscheids 
verlangt wird (Bürgerbegehren). Um Mißbräuche auszu­
schalten und um zu vermeiden, daß die gewählten Organe 
außerstand gesetzt werden, die Gesamtverantwortung zu tra­
gen, oder daß sie zu sehr die Verantwortung abwälzen, sind 
Bürgerentscheid und Bürgerbegehren an eine ganze Reihe 
von (erschwerenden) Voraussetzungen geknüpft (vgl. hierzu 
insbesondere § 21 Abs. 1-3 und 6 der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg). 

Auch bei Veriassungsänderungen, beim Gesetzgebungsver­
fahren sowie bei der vorzeitigen Auflösung des Landtags gibt 
es die unmittelbare Bürgerbeteiligung. Die Landesverfassung 
sieht dies in den Artikeln 59, 60, 64 Abs. 3 und 43 vor. Prakti­
ziert wurden diese Verfassungsbestimmungen allerdings nur 
einmal, nämlich beim Volksbegehren und der Volksabstim­
mung zur Auflösung des Landtags 1971 im Zusammenhang 
mit der 1973 anstehenden Kreisreform. 

Anders die Rechtsvorschriften über Bürgerentscheid und 
Bürgerbegehren in § 21 der 
Gemeindeordnung. Seit In­
krafttreten dieses Gesetzes 
im Jahr 1956 sind 179 Bür­
gerbegehren und 199 Bür­
gerentscheide bekannt ge-

OIESTADT leJ WEIIDLINGEII AU IIECKAR. 

worden. Genauere Aufzeich­
nungen gibt es allerdings 
erst seit 1975. Darauf bezie­

Aul einem S11mmzettal nu, 1 1 n • A"twor1 du,ct, ein Kreu:r 
im entsprechenden Kreis kannz-aichrien. 

Auf.,,.... Slimmullel ,... t In• An1-1 durdl ain Kr8"Z 
Im •msp,-l<rels ~•nnzoichnan, 

hen sich die folgenden Darle­
gungen übe~ Art und Aus­
maß der unmittelbaren 

Amtlicher Stimmzettel 
1ür den E!ilrgerentschei<I 
geml8§21 AbslllzJtt, 

Gemeindeordnung Baden•WOrtlemberg 

,,Festhalle" 
In Wendllngen am IIIKkor am 29. September lftl. 

Frage: 
Soll In Wendlingen am Neckar 
eine Festhalle gebaut werden? 

01 NEIN 01 
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Amtlicher Stimmzettel 
Nb den Bilrgerenlschei<I 
gernAt1f21 Abslltt3n. 
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,-,Sportpark" 
In Wondllngon Necller 1m 211. S.ptomw 11111. 

Frage: 
Soll In Wendlingen am Neckar 
ein Sportpark gebaut werden? 

IJA 01 NEIN 01 
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Beteiligung der Bürger an 
demokratischen Entschei-
dungsprozessen. 

Gut zwei fünftel der 
Bürgerbegehren 
(zunächst) unzulässig 

In der Berichtszeit. 1975 bis 
Mitte November 199lgab es 
in Baden-Württemberg ins­
gesamt 82 Bürgerentschei­
de. Eihe recht kleine Zahl, 
wenn man damit die Zahl 
von 1 110 Gemeinden ver­
gleicht. Dabei ergibt sich 
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Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg - GemO -

in der Fassung vom 3. Oktober 1983 (GBI. S. 578, 720). 
zuletzt geändert cjurch Gesetz vom 18. Mai 1987 
(GBI. S. 161) 

!i 21 Bürgerentscheid, Bürgerbegehren 

{1) Der Gemeinderat kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
Stimmen aller Mitglieder beschließen, daß eine wichtige Gemein­
deangelegenheit der Entscheidung der Bürger unterstellt wird {Bür• 
gerentscheid). Wichtige Angelegenheiten sind: 

1. die Errichtung. wesentliche Erweiterung und Aufhebung einer öf­
fentlichen Einrichtung, die der Gesamtheit der Einwohner zu die· 
nen bestimmt ist. 

2. die Änderung von Gemeindegrenzen und Landkreisgrenzen, 

j, die Einführung und Aufhebung der unechten Teilonswahl. 

4. die Einführung und Aufhebung der Bezirksverfassung und 

5. die Einführung und, ausgenommen den Fall des § 73. die Aufhe· 
bung der Ortschahsverfassung. 

Durch die Hauptsatzung kann be'stimmt werden. was darüber hin­
aus als wichtige Gemeindeangelegenheit gilt. 

(2) Ein Bürgerentscheid findet nicht statt iiber 

1. Weisungsaufgaben und Angelegenheiten, die krah Gesetzes dem 
Biirgermeister obliegen, 

2. Fragen der inneren Organisation der Gemeindeverwaltung, 

3. die Rechtsverhältnisse der Gemeinderäte. des Bürgermeisters 
und der Gemeindebediensteten, 

4. die Haushaltssatzung {einschließlich der Winschahspläne der Ei­
genbetriebe), die Gemeindeabgaben und die Tarife der Versor• 
gungs· und Verkehrsbetriebe der Gemeinde, 

5. die Feststellung der Jahresrechnung der Gemeinde und der Jah· 
resabschlüsse der Eigenbetriebe, 

6. Entscheidungen in Rechtsmittelverfahren sowie über 

7. Anträge, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen. 

(31 Über eine wichtige Gemeindeangelegenheit kann die Bürger· 
schaft einen Bürgerentscheid beantragen (Bürgerbegehren). Ein 
Bürgerbegehren darf nur Angelegenheiten zum Gegenstand haben, 
über die innerhalb der letzten drei Jahre nicht bereits ein Bürgerent­
scheid auf Grund eines Bürgerbegehrens durchgeführt worden ist. 
Das Bürgerbegehren muß schriftlich eingereicht werden; richtet es 
sich gegen einen Beschluß des Gemeinderals. muß es innerhalb 
von vier Wochen nach der Bekanntgabe des Beschlusses einge• 
reicht sein. Das Bürgerbegehren muß die zur Entscheidung zu brin­
gende Frage. eine Begründung und einen nach den gesetzlichen Be• 
stimmu ngen durchführbaren Vorschlag für die Deckung der Kosten 
der verlangten Maßnahme enthalten. Es muß von mindestens 15 
vom Hunden der Bürger unterzeichnet sein. höchstens jedoch in 
'Gemeinden 

mit nicht mehr als 50000 Einwohnern von 

mit mehr als 50000 Einwohnern, 
aber nicht mehr als 100000 Einwohnern voti 

mit mehr als 100000 Einwohnern, 
aber nicht·mehr als 200000 Einwohnern von 

mil mehr als 200000 Einwohnern von 

3000 Bürgern, 

6000 Bürgern.· 

12000 Bürgern. 

24000 Bürgern. 

141 Über die Zulässigkeit eines Bürgerbegehrens entscheidet de, 
Gemeinderat. Der Bürgerentscheid entfällt, wenn der Gemeinderal 
die Durchführung der mit dem Bürgerbegehren verlangten Maß­
nahme beschließt. . 

(51 Wird ein Bürgerentscheid durchgeführt, muß den Bürgern die 
innerhalb der Gemeindeorgane vertretene Auffassung dargelegt 
werden. 

161 Bei einem Bürgerentscheid ist die gestellte Frage in dem Sinne 
entschieden, in dem sie von der Mehrheit der gültigen Stimmen be• 
aritwortei wurde·, sofern diese Mehrheit mindestens 30 vom Hun­
den der Stimmberechtigten beträgt. Bei Stimmengleichheit gilt die 
Frage als mit Nein beantwortet. Ist die nach Satz 1 erforderliche 
Mehrheit nicht erreicht worden, hat der Gemeinderat die Angele• 
genheit zu entscheiden. 

(71 Der Bürgerentscheid hat die Wirkung eines endgültigen Be• 
schlusses des Gemeinderats. Er kann innerhalb von drei Jahren nur 
durch !'inen neuen Bürgerentscheid.abgeänden werden. 

(81 Das Nähere wird durch das Kommunalwahlgesetz geregelt. 
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nämlich, daß (unter Berücksichtigung mehrfach „betroffe­
ner" Gemeinden) nur in jeder 14. Kommune die Bürger kom­
munale Entscheidungen direkt treffen konnten. 

,,Anläufe" dazu gab es deutlich mehr. In der Berichtszeit wur­
den nämlich 127 Bürgerbegehren bekannt. In 85 Fällen, das 
sind rund zwei Drittel, ging es dabei um die Errichtung, Erwei­
terung oder auch Aufhebung öffentlicher Einrichtungen, 
nämlich vor allem von Gemeindehallen, Sport- und Freizeit­
einrichtungen sowie von Straßen. 

56 der 127 aufgezeichneten Bürgerbegehren, das sind gut 
zwei Fünftel der Gesamtzahl, waren unzulässig. In 31 Fällen 
war dies festzustellen, weil das Bürgerbegehren keine wichti­
ge Gemeindeangelegenheit im Sinne des § 21 Abs. 1 der 
Gemeindeordnung (siehe Kasten) betraf. Allerdings änderten 
9 Gemeinden ihre Hauptsatzung und erweiterten den gesetz­
lichen Katalog der wichtigen Angelegenheiten, so daß ein 
Bürgerentscheid stattfinden konnte. In 13 Fällen, in denen 
sich das Bürgerbegehren gegen elnen Beschluß des Gemein­
derats richtete, war Unzulässigkeit gegeben, weil das Bürger­
begehren nicht innerhalb von vier Wochen nach dem 
Beschluß, wie in § 21 Abs. 3 der Gemeindeordnung gefor­
dert, eingereicht wurde. Bei 7 Bürgerbegehren, die an sich 
zulässig waren, fehlte eine ausreichende Zahl von Unterstüt· 
zungsunterschriften (§ 21 Abs. 3 der Gemeindeordnung), so 
daß 63 der 127 Bürgerbegehren an formalen Erfordernissen 
scheiterten. In einigen wenigen Fällen wurde dies von den 
Gemeinderäten durch Änderung der Hauptsatzung, wie eben 
erwähnt, geheilt. 

Die übrigen 64 Bürgerbegehren waren erfolgreich. In fünf Fäl­
len wurde dem Bürgerbegehren durch einen entsprechenden 
Beschluß des Gemeinderats abgeholfen, 59 führten zu einem 
Bürgerentscheid. Dazu kommen 23 Bürgerentscheide, die der 
jeweilige Gemeinderat von sich aus, ohne „Entscheidungs· 
druck" durch ein Bürgerbegehren, beschloß. Zusammen 
kommt man damit auf die Zahl von 82 Bürgerentscheiden in 
den 17 Jahren der Berichtszeit. 

Erfolgsaussichten 7 

Von den 59 Bürgerentscheiden. die auf Bürgerbegehren folg­
ten, kamen 31 im Sinne des Bürgerbegehrens zustande. Sie­
ben trafen eine dem Bürgerbegehren zuwiderlaufende Ent­
scheidung, und 19 scheiterten, weil das Quorum von 30 % 
der Stimmberechtigten nicht erreicht wurde (vgl. hierzu den 
Wortlaut des § 21 Abs. 2 der Gemeindeordnung). Dieses 
Quorum von 30 % bezieht sich nicht auf die Abstimmenden, 
sondern auf die Stimmberechtigten, so daß der Abstim­
mungsbeteiligung eine große Bedeutung zukommt. 

Bei ·den 23 Bürgerentscheiden, die in der Berichtszeit auf 
Beschluß des Gemeinderats zur Durchführung kamen, 
stimmten die Bürger nur in drei Fällen auf die ihnen gestellte 
Frage überwiegend mit „Ja", dagegen in 17 Fällen mit 
„Nein", womit fast ausnahmslos kommunale Bauprojekte zu 
Fall gebracht wurden. In drei Fällen wurde das Quorum nicht 
erreicht. 

Versucht man die dargebotenen Zahlen zu bewerten, so kann 
man sicher feststellen, daß Bürgerbegehren und Bürgerent· 
scheid keine leicht zu handhabenden Instrumente sind. Sonst 
wären die Fallzahlen angesichts der Vielzahl kommunaler 
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Bürgerbegehren und Bürgerentscheide in Baden-Württemberg seit 1975 

Bürgerbegehren Bürgerentscheide Bürger-
begehren 

Jahr auf Beschluß nach 
und 

insgesamt unrnlässig erfolgreich 
anderweitig insgesamt des Bürger- darunter Bürger• 

erledigt Gemeinderats begehren 
erfolgreich" ent,;cheide 

zusammen 

1975 1 1 1 
1976 .. . . . . . . . . . . 2 2 2 
1977 . . . . . . . . . . . . . . 4 3 1 1 5 
1978 . . . . . . . . 14 g 3 2 3 2 1 17 
1979 .. 12 6 6 4 4 2 16 

1980 . . . . 13 10 3 5 1 4 1 18 
1981 . . . . 4 3 1 5 3 2 1 9 
1982 . . 7 6 1 2 2 2 g 

1983 .. 5 1 4 3 2 8 
1984 . . . . . . 6 3 3 4 4 3 10 

1985 .. 15 8 4 3 6 2 4 3 21 
1986 .. 12 4 8 11 3 8 3 23 
1987 8 2 6 6 1 s 2 14 
1988 . . . . 9 5 4 10 4 6 4 19 
1989 3 1 2 5 2 3 1 8 

1990 ' . . . 5 5 6 5 3 11 
1991 10 2 B 8 8 5 18 

Insgesamt . . 127 63 59 5 82 23 59 31 209 

" Ohne 9 erfolgreiche Bü ·gerentscheide, die, nach Unzu lässigkeit des Bürgerbegehrens, durch Änderung der Hauptsatzung durch Gemeinderatsbeschluß zustande gekom-
men sind. 

Entscheidungsprobleme größer - und auch die „Erfolgszah­
len". Man wird sagen können, daß die kommunalen Ent­
scheidungsorgane die anstehenden Fragen bestimmungs­
gemäß fast ausnahmslos selbst entscheiden. Aber auch: Die 
Bürger können ihren Willen letztlich durchsetzen, es sei denn, 

sie kaprizieren sich auf Fragen, die dem Bürgerentscheid 
nicht zugänglich sind, wie etwa die Gemeindeabgaben. § 21 
Abs. 2 der Gemeindeordnung regelt dies klar und ab­
schließend. Mit gutem Grund. 

Dr. Eberhard G awatz 

STATISTISCHES LANDESAMT BADEN-WÜRTTEMBERG 
Böblinger Straße 68 · 7000 Stuttgart 1 · Telefon (0711) 641-2866 
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Staat und Staatsgebiet 
Landesorgane und Verwaltungsaufbau/ 
Geographische Angaben 

Bevölkerung 
Bevölkerungsstand / Bevölkerungsbe­
wegung / Gesundheitswesen / Unter­
richt. Bildung und Kultur / Kirchliche 
Verhältnisse / Rechtspflege / Wahlen / 
Erwerbsleben und Arbeitsmarkt / Aus­
länder 

Wirtschaft 
Wirtschafts- und Berufsorganisationen/ 
Land- und Forstwirtschaft / Umwelt / 
Arbeitsstätten und Unternehmen / 
Produzierendes Gewerbe / Bautätigkeit 
und Wohnungen / Handel und Gastge­
werbe / Verkehr 

Finanzen 
Geld, Kredit, Versicherun_gen / Öffentli ­
che Sozialleistungen / Offentliche Fi­
nanzen 

Volkswirtschaft 
Preise / Verdienste / Einkommen und 
Vert>rauch / Volkswirtschaftliche Ge­
samtrechnungen 

Regionale Übersichten 
Kreise, Regionen. Regierungsbelirke / 
Große Kreisstädte / Gemeinden mit 
5000 und mehr Einwohnern / Bun ­
desgebiet und Bundesländer / Interna• 
tionale Übersichten 
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